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Übung für Anfänger im Strafrecht – Hausarbeit – Lösung
Diese Skizze ist ein Vorschlag und keine zwingende Vorgabe. Andere vertretbare und schlüssig begründete Lösungen sind nicht ausgeschlossen. Insgesamt ist zu berücksichtigen, dass es sich um die erste Hausarbeit der Teilnehmer handelt. Wer die wesentlichen Probleme sieht und erörtert, wer formale Kriterien (z. B. Deliktsaufbau, Subsumtionen, Ergebnisse, aber auch: Gliederung und Literaturverzeichnis) im Wesentlichen einhält, wer schlüssig argumentiert, sorgfältig die Quellen liest und seine Lösung schreibt, sollte nicht entmutigt werden. Die Randbemerkungen sollen daher weiterführen bzw. weiterhelfen. Nur gänzlich unvertretbare Lösungen und schwerwiegende formale Fehler rechtfertigen ein Nichtbestehen. Auf Rechtschreibung, Grammatik (z. B. Zeitform: einheitlich Vergangenheit!) und korrekten Ausdruck ist unbedingt zu achten.
1. Sachverhaltskomplex: Das Geschehen am Gartenzaun
A) Strafbarkeit des A wegen Körperverletzung gemäß § 223 Abs. 1 StGB – Hetzen des Hundes Wolf auf B und Biss in die Hand (Es ist ebenso möglich, an dieser Stelle gleich die Qualifikation mit zu prüfen, d. h. § 224 StGB zu erörtern.)
I. Tatbestandsmäßigkeit (+) (Zu beachten ist, dass das Wort „verletzen“ nicht in den Einleitungssatz gehört, denn ob jemand verletzt ist, gilt es festzustellen, ist also das Ergebnis der Prüfung. Zu verwenden sind daher Begriffe, die das tatsächliche Geschehen wiedergeben.)
1. Objektiver Tatbestand (+)
a) Körperliche Misshandlung (+)

Eine körperliche Misshandlung ist jede üble und unangemessene Behandlung, die die körperliche Unversehrtheit und das körperliche Wohlbefinden einer anderen Person nicht nur unerheblich beeinträchtigt (LK-Lilie, § 223 Rn. 6; Sch/Sch-Eser, § 223 Rn. 3; Wessels/Hettinger, BT 1, Rn. 255, Fischer, § 223, Rn. 4)
Hier: Ein Hundebiss in die Hand ist eine üble und unangemessene Behandlung. Durch ihn wird die körperliche Unversehrtheit, durch die entstehenden Schmerzen das körperliche Wohlbefinden nicht nur unerheblich beeinträchtigt. (Verwiesen werden kann auf das Stück vom Zahn, das stecken bleibt.)
b) Gesundheitsschädigung (+) (Zu beachten ist, dass die körperliche Misshandlung genügt, um den Tatbestand zu erfüllen [„oder“], falsch sind daher Formulierungen, die eine Kumulation verlangen [„außerdem müsste …“] o. ä.) 
Schädigen der Gesundheit ist das Hervorrufen oder Steigern eines pathologischen, d. h. eines vom Normalzustand der körperlichen Funktionen einer anderen Person nachteilig abweichenden Zustands (Lackner/Kühl, § 223 Rn. 5; Fischer, § 223 Rn. 8).
Hier: B erleidet durch den Biss eine Wunde, also eine Substanzverletzung der Haut, die mit einem Stück vom Zahn des Hundes verunreinigt ist und genäht werden muss. Also wurde bei ihm ein pathologischer Zustand hervorgerufen. Eine Gesundheitsschädigung liegt vor.
(Wenn die Bearbeiter die Kausalität und objektive Zurechnung erörtern, ist darauf zu achten, dass dies geschehen muss, bevor die Erfüllung des Tatbestandes bzw. die Verletzung und Gesundheitsschädigung bejaht werden. Ein klassischer Fehler ist es zu schreiben: A hat B verletzt/an der Gesundheit geschädigt. Außerdem war sein Handeln kausal und der Erfolg ihm zuzurechnen. Ebenfalls ein häufiger Fehler ist es zu schreiben, die Handlung werde zugerechnet oder etwas werde „kausal zugerechnet“.)
2. Subjektiver Tatbestand (+)
Vorsatz (+)

Vorsatz ist der Wille zur Verwirklichung des Straftatbestandes in Kenntnis aller objektiven Tatbestandsmerkmale (Jescheck/Weigend, AT, S. 293; Wessels/Beulke/Satzger AT, Rn. 306). (Falsch ist es zu schreiben: „Vorsatz ist die willentliche Verwirklichung des objektiven Tatbestandes.“)
Hier: A wusste, dass B durch den aufgehetzten Hund verletzt werden könnte; es kommt nicht darauf an, dass er konkret den Biss in die Hand vorausgesehen und diesen gewollt hat. Er wusste, dass der Hund durch Beißen Wohlbefinden und Unversehrtheit beeinträchtigen sowie die Gesundheit schädigen könnte und wollte dies auch. (Wichtig ist hier, dass die Bearbeiter ihre Ausführungen auf den objektiven Tatbestand beziehen, also deutlich machen, was G wusste und wollte. Falsch ist zu schreiben, „A wusste, was er tat und wollte es auch.“ Das passt nämlich bei jedem Vorsatzdelikt. Zudem ist es missverständlich, weil wollen sich auch auf wissen beziehen kann.)
II. Rechtswidrigkeit (+) Der Ergebnissatz muss lauten: A handelte rechtswidrig. (Es genügt nicht, nur zu schreiben, dass keine Rechtfertigungsgründe vorliegen. Die mögliche Verletzung irgendwelcher Pflichten aus der Straßenreinigungssatzung ist unerheblich.)
III. Schuld (+) (Auch hier ist ein Ergebnis zu formulieren:) A handelte schuldhaft. (Beide Gliederungspunkte, II. und III., können zusammengefasst werden.)
IV. Strafantrag, § 230 StGB (+)

(Es genügt nicht zu schreiben, dass ein „eventuell“ erforderlicher Strafantrag gestellt werden müsse.)
V. Ergebnis: Strafbarkeit des V gemäß § 223 Abs. 1 StGB (+)
Zu formulieren ist, dass A sich wegen Körperverletzung gem. § 223 Abs. 1 StGB strafbar gemacht hat.
(Auf den Hund Zorro ist nicht einzugehen. Dieser kam zwar hinzu, biss aber B nicht. Zudem ist nicht ersichtlich, dass A mit dem Auftauchen dieses Tieres gerechnet hatte oder hätte rechnen müssen. Der Erfahrungssatz, wer seinen Hund auf einen Menschen hetzt, muss damit rechnen, dass andere Hunde als Rudeltiere sich dem aufgehetzten Tier anschließen, setzt voraus, dass derjenige von anderen Hunden in der Nähe weiß.)
B) Strafbarkeit des A wegen gefährlicher Körperverletzung gemäß §§ 223 Abs. 1, 224 Abs. 1 Nr. 2 Alt. 2 StGB – Hund als gefährliches Werkzeug
I. Tatbestandsmäßigkeit

1. Objektiver Tatbestand

a) Verwirklichung des Grundtatbestands, § 223 Abs. 1 StGB (+)

Der Grundtatbestand der Körperverletzung liegt vor (s. o.).
b) Gefährliches Werkzeug, § 224 Abs. 1 Nr. 2 Alt. 2 StGB (+)
Es ist fraglich, ob der Hund, der auf einen Menschen gehetzt wird, ein gefährliches Werkzeug i. S. d. § 224 Abs.1 Nr. 2 StGB ist.

Ein gefährliches Werkzeug ist jeder Gegenstand, der nach seiner objektiven Beschaffenheit und der Art seiner Benutzung im Einzelfall geeignet ist, erhebliche Verletzungen hervorrufen zu können (BGH NStZ 2007, 95; BGH NStZ 2002, 88; LK-Lilie, § 224 Rn. 20; vgl. Nachweise bei Fischer, § 224 Rn. 9.). Die potenzielle Gefährlichkeit reicht aus. (Es lässt sich hier bereits diskutieren:)
Tiere sind keine Sachen, § 90 a S. 1, 3 BGB. Auf sie sind die für Sachen geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden. Aber: Der strafrechtliche Sachbegriff ist strafrechtsautonom zu bestimmen und nach dem Zweck des StGB auszulegen (RGSt 32, 179; Fischer, § 242 Rn 3); Tiere sind Sachen i. S. d. StGB, da die Sacheigenschaft im StGB einen strafrechtlichen Schutz entfaltet. Dafür sprechen z. B.: § 324a StGB, § 325 ff StGB: „Tiere, Pflanzen oder andere Sachen...“ Nach beiden Auffassungen lässt sich der Hund also als Sache und damit auch als Werkzeug, u. U. ein gefährliches betrachten. 
Hier: Das Tier wurde gerade als Mittel zur Körperverletzung eingesetzt und auf das Opfer gehetzt. Der Hunde wurde instrumentalisiert und wie ein Werkzeug zum Erreichen des Ziels eingesetzt. (Hund als gefährliches Werkzeug: BGH, NJW 1960, 1022).

(Man muss diese Diskussion nicht hier führen, wenn man die Begriffe Gegenstand und Sache nicht gleichsetzt. Es bietet sich lediglich an. Ansonsten ist er bei § 303, Tier als Sache, zu führen.)
Vertretbar, aber nachvollziehbar zu begründen, ist es, den Hund, ähnlich einem Körperteil, nicht als gefährliches Werkzeug anzusehen (Wortlaut, § 1 StGB, Art. 103 Abs. 2 GG – Wenn schon ein Körperteil kein gefährliches „Werkzeug“ sein kann, dann doch erst recht nicht ein ganzes Lebewesen – Gegenargument wäre wieder, dass Tiere Sachen i. S. d. StGB sind, s. o. Dann bliebe nur Nr. 5.). Allerdings muss man sich mit der Rechtsprechung auseinandersetzen.
Hier: 
(+/-)
c) § 224 Abs. 1 Nr. 3 (-)
Def. Ein Überfall ist ein Angriff auf den Verletzten, dessen er sich nicht versieht und auf den er sich nicht vorbereiten kann.

Hinterlistig ist der Überfall, wenn sich die Absicht des Täters, dem anderen die Verteidigungsmöglichkeit zu erschweren, äußerlich manifestiert, wenn der Täter also planmäßig seine Verletzungsabsicht verbirgt. Das bloße Ausnutzen eines Überraschungsmoments genügt nicht (Fischer, § 224, Rn. 10).

Hier: A handelte nicht planmäßig verschleiernd, sondern ohne jede List aus dem Affekt heraus. Er ließ sich von seiner Wut leiten und versuchte diese ebenso wenig wie den folgenden Angriff zu verbergen. Sein spontanes Vorgehen mag für B zwar überraschend sein, es war jedoch nicht hinterlistig i. S. d. § 224 I Nr. 3 StGB.

(Wichtig ist, dass erkannt wird, dass Nr. 3 mehr verlangt als die Heimtücke bei § 211. Die Bearbeiter sollten sich hier kurz fassen.)
d) § 224 Abs. 1 Nr. 5 (-)

Def.: Eine das Leben gefährdende Behandlung liegt vor, wenn die Art der Behandlung nach den Umständen des Einzelfalls generell geeignet ist, das Leben zu gefährden. Dabei kommt es auf die Gefährlichkeit der Behandlung, nicht auf die der eingetretenen Verletzung an (Fischer, § 224, Rn. 12).
Man könnte hier eine konkrete Lebensgefahr verlangen. Dies ist abzulehnen. § 224 I Nr. 5 StGB würde so zu nah an § 212, 22 StGB heranrücken und sich vom Unrechtsgehalt zu weit von den anderen Varianten des § 224 StGB entfernen.

Hier: Zwar ist eine Attacke eines großen Hundes, wozu auch ein Schäferhund zählt, generell gefährlich, jedoch nicht zwangsläufig lebensgefährlich. Im konkreten Fall ist zu beachten, dass der Hund des A schon alt war und sich von den Abwehrmanövern des B von einem weiteren Angriff abhalten ließ. Art, Dauer und Stärke des konkreten Angriffs waren somit nicht einmal geeignet, abstrakt lebensgefährlich zu wirken. (a. A. vertretbar)
2. Subjektiver Tatbestand (+)

Vorsatz (+)

Def. Vorsatz s. o. (Hier kommt es nur noch auf den Vorsatz bzgl. der Qualifikation an.)
Hier: A wusste, dass er mit dem Hund, dem er das Kommando „Fass“ gab, eine Gefahr schuf, die geeignet war, erhebliche Verletzungen hervorzurufen und wollte dies auch. Sein Vorsatz bezog sich somit auch auf die Benutzung eines gefährlichen Werkzeuges. Dass er den Hund nicht unter den Begriff „gefährliches Werkzeug“ subsumiert haben mag, ist irrelevant (unbeachtlicher Subsumtionsirrtum); es genügt, dass er dessen Eigenschaften und die Wirkung seines aggressiven Verhaltens kannte.
II. Rechtswidrigkeit (+)
III. Schuld (+)

(Siehe oben: A handelte rechtswidrig/schuldhaft. Beide Punkte können zusammengefasst werden.)
IV.  Ergebnis: (Ergebnissatz formulieren!)
Strafbarkeit des A gemäß §§ 223 I, 224 Abs. 1 Nr. 2, 2. Alt., (Nr. 5) StGB (+/-)
C) Strafbarkeit des B wegen Sachbeschädigung gemäß § 303 I StGB – durch Zerreißen des Stoffes und Zerbrechen des Gestells des Regenschirms
(Es empfiehlt sich hier, chronologisch vorzugehen, also nicht mit dem Geschehen bzgl. des Briefkastens oder der Hunde zu beginnen.)
I. Tatbestandsmäßigkeit

1. Objektiver Tatbestand

a) Beschädigen einer fremden Sache (+)

aa) Fremde Sache

Def.: Sache ist jeder körperliche Gegenstand. 

Der Regenschirm ist ein körperlicher Gegenstand.
Fremd ist die Sache, wenn sie im Eigentum eines anderen bzw. wenn sie nicht im Alleineigentum des Täters steht und nicht herrenlos ist. (Beide Definitionen sind möglich; wichtig ist, dass sie sämtliche Konstellationen abdecken; falsch wäre, nur zu verlangen, dass die Sache nicht im Eigentum des Täters steht. Die logische Reihenfolge der Prüfung ist: 1. Sache, 2. fremd)
Hier: Der Regenschirm ist eine Sache, er gehörte der Mutter des B, war für B also eine fremde Sache.
bb) Beschädigen einer fremden Sache (+/-)

Def.: Eine Sache ist beschädigt, wenn sie eine nicht ganz unerhebliche Substanzverletzung erlitten hat oder ihre Form derart verletzt wurde, dass die Brauchbarkeit zu ihrem bestimmten Zweck beeinträchtigt ist (Fischer, § 303, Rn. 11).
Hier: Der Stoff des Schirms ist eingerissen und das Gestell an einigen Stellen zerbrochen. Damit ist der Schirm in seiner Substanz noch vorhanden, die Brauchbarkeit ist jedoch zumindest eingeschränkt oder gar nicht mehr gegeben.

b) Zerstören einer fremden Sache (+/-)

Def.: Eine Sache ist zerstört, wenn ihre Substanz völlig vernichtet oder ihre bestimmungsgemäße Brauchbarkeit völlig und unwiederbringlich aufgehoben worden ist.

Hier: Es ließe sich auch argumentieren, dass die Reparatur eines Regenschirms in der Regel wirtschaftlich nicht sinnvoll ist, wirtschaftlich am Schirm also ein Totalschaden entstanden ist.
Kurz ist darauf einzugehen, dass der Hund gegen den Schirm stieß und ihn zu Boden riss, das heißt, die entscheidende Einwirkung gerade nicht von B herrührte, er in diesem Augenblick also gar nicht gehandelt hat. Das ist jedoch unbeachtlich, weil B den Schirm bewusst der Einwirkung des Hundes aussetzte. Nicht anders wäre zu entscheiden, hätte er den Schirm z. B. in eine laufende Maschine gesteckt, wo er beschädigt oder zerstört worden wäre, oder wenn er ihn vor ein herannahendes Fahrzeug geworfen hätte. (Insoweit sind hier Ausführungen zu Kausalität und objektiver Zurechnung erforderlich.)
2. Subjektiver Tatbestand (+)

Def. Vorsatz s. o.

Hier: B wusste, dass der Regenschirm seiner Mutter gehörte und damit für ihn fremd war (nicht „ihm fremd“, das hieße unbekannt); auch wollte er ihn zur Abwehr verwenden und wusste, dass er dabei zerbrechen oder einreißen konnte, was er billigend in Kauf nahm; damit handelte er vorsätzlich. Auch hier richtet sich der Vorsatz auf das tatsächliche Geschehen, nicht auf die Begriffe „beschädigen“ oder „zerstören“.
II. Rechtswidrigkeit (-)

B hat rechtswidrig gehandelt, wenn ihm nicht ein Rechtfertigungsgrund zur Seite steht.

1. Notwehr gem. § 32 StGB (-)
a) Notwehrlage (+)
aa) Angriff (+)

Def.: Ein Angriff ist die unmittelbare Bedrohung rechtlich geschützter Güter durch menschliches Verhalten (Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 3).
Hier: A hetzte den Hund, den er gezielt zum Verletzten einsetzte, auf B, so dass ein menschliches Verhalten vorlag, das die körperliche Integrität des B bedrohte.

bb) gegenwärtig (+)

Def.: Ein Angriff ist von seinem Beginn bis zu seiner Beendigung gegenwärtig (Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 13), mithin dann, wenn er unmittelbar bevorsteht, gerade stattfindet oder noch andauert.

Hier: B nutzte den Schirm zur Abwehr, als Wolf auf ihn zusprang. Der Angriff fand unmittelbar in diesem Moment statt und war noch nicht beendet, war also gegenwärtig.
cc) rechtswidrig (+)

Def.: Ein Angriff ist rechtswidrig, wenn er im Widerspruch zur Rechtsordnung steht (Fischer, § 32, Rn. 21).

Hier: A handelte rechtswidrig, s. o. A II.
dd) Zwischenergebnis: Ein Angriff liegt vor, damit auch eine Notwehrlage.
b) Notwehrhandlung (-)
Def.: Diese ist die geeignete und erforderliche Handlung gegen Rechtsgüter des Angreifers. Eingriffe in Rechtsgüter unbeteiligter Dritter werden durch § 32 nicht gerechtfertigt (Fischer, § 32, Rn. 24; Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 31).
Hier: Der Schirm gehörte Bs Mutter. Damit ist eine Rechtfertigung durch Notwehr ausgeschlossen.
2. Ergebnis: Keine Rechtfertigung durch Notwehr, § 32 StGB.
3. Notstand gem. § 904 BGB (Es ist sehr gut vertretbar, zuvor kurz auf § 228 BGB einzugehen und festzustellen, dass die Gefahr nicht von dem Schirm ausging.)
a) Notstandslage (+)
Def.: Eine solche liegt vor, wenn eine gegenwärtige Gefahr besteht. Diese ist ein schadensdrohendes Ereignis, das sofortige Abhilfe notwendig macht (Säcker in: Münchener Kommentar zum BGB, § 904, Rn. 4)
Rspr. und Teile der Lit. verlangen zusätzlich ein außergewöhnliches Ereignis, durch das die bestehende Situation derart verändert wird, dass sofortige Abhilfe notwendig ist (Säcker in: Münchener Kommentar zum BGB, § 904, Rn. 4) (RGZ 57, 187, 191; OLG Hamm OLGE 12, 121; RGRK/Augustin Rn. 6; Heck SaR § 49 S. 11; Meisner/Ring § 12 Nr. 2; Dehner B § 14 II 2; wegen der daraus folgenden Einschränkung abl. die h. M., Staudinger/Althammer Rn. 19 m. w. N.).
Der Schadenseintritt beim geschützten Rechtsgut braucht nicht mit Sicherheit zu erwarten sein, ein hoher Grad an Wahrscheinlichkeit genügt. Eine gegenwärtige Gefahr ist auch gegeben, wenn sie zwar noch nicht unmittelbar bevorsteht, sich aber ständig vergrößert, so dass ihr Verschwinden und eine andere Abwendung als durch die Notstandshandlung ausgeschlossen erscheinen.

Von welcher Person, Sache oder Naturgewalt die Gefahr droht, ist gleichgültig.
Hier: Für B bestand eine gegenwärtige Gefahr für seine körperliche Integrität durch das Anspringen durch Wolf. Dies machte eine sofortige Gegenwehr erforderlich. 
b) Notstandshandlung (+)
Diese erfolgt in Form einer „Einwirkung“ auf die Sache, was im weitesten Sinne zu verstehen ist. Eine Beschädigung der Sache ist nicht erforderlich, es reicht der bloße Gebrauch. Sowohl unmittelbare als auch mittelbare Einwirkungen fallen unter § 904 BGB. 
Hier: B benutzte und beschädigte den Schirm, um die bestehende Gefahr abzuwenden.

aa) Erforderlichkeit 
Def.: Der Eingriff in fremdes Eigentum muss notwendig sein, um das bedrohte Gut zu retten. Notwendigkeit meint dabei das gleiche, wie die Erforderlichkeit bei der Notwehr (Jescheck/Weigend AT, S. 357). Erforderlich ist die Verteidigung, wenn und soweit sie zur Abwehr des Angriffs geeignet ist und gleichzeitig das relativ mildeste Gegenmittel darstellt (Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 34; § 34, Rn. 19 ff).

aaa) Geeignetheit 
Def.: Die Abwehrhandlung muss nach der objektiven Sachlage, nicht nur nach der Vorstellung des Angegriffenen und nach den konkreten Umständen des Falls geeignet sein, die gegenwärtige Gefahr zumindest vorübergehend abzuwehren, zu verzögern oder abzuschwächen. An dieses Erfordernis dürfen die Anforderungen nicht allzu streng sein (Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 35).
Hier: Wolf ließ, zumindest kurzzeitig erschrocken, von B ab und musste ihn erneut anspringen; die Gefahr wurde somit kurzzeitig verringert und verzögert. Das Aufspannen des Schirms war mithin geeignet.

bbb) relativ mildestes Mittel 
Def.: Die Verteidigung muss nach Art und Maß das relativ mildeste Gegenmittel sein. Dieses bestimmt sich nach der „konkreten Kampflage“. Die Verteidigung muss dabei so schonend wie möglich eingesetzt werden, ohne dass dabei aber die Geeignetheit des Verteidigungsmittels leiden muss (Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 36b).

Hier: B spannte zur Abwehr des Hundes den Schirm auf, was kurzzeitig genügte, um den Hund zeitweilig abzuwehren. Er benutzte den Schirm dabei lediglich passiv als eine Art „Schutzschild“ und nicht als Angriffs- oder Schlagwerkzeug. Der Hund stieß infolgedessen gegen den Schirm und beschädigte ihn dadurch. Diese Vorgehensweise schonte die die Interessen des Eigentümers am meisten. Der Eingriff war mithin notwendig.
bb) Interessenabwägung 
Der drohende Schaden muss gegenüber dem durch die Einwirkung entstehenden Schaden unverhältnismäßig groß sein (Jescheck/Weigend AT, S. 358). Es ist eine objektive Güterabwägung erforderlich. Höchstpersönliche Rechtsgüter sind grundsätzlich höherwertiger als materielle Werte, so dass zur Abwendung einer Körperverletzung auch größere Sachwerte in Anspruch genommen werden können.
Hier: B setzte den Regenschirm seiner Mutter ein, um seine körperliche Unversehrtheit (Leib) und seine Gesundheit zu retten. Diese höchstpersönlichen und grundrechtlich geschützten Rechtsgüter des B überwogen auch im Hinblick auf die drohende erhebliche Gefahr für das körperliche Wohlbefinden den lediglich gering zu bemessenden materiellen Wert des Schirms. Ein besonders hohes Nutzungs- oder Affektionsinteresse ist ebenfalls nicht gegeben. Der drohende Schaden an den Interessen des B überwiegt das Interesse der Eigentümerin somit deutlich.
c) Subjektives Rechtfertigungselement: (+)
Die Rechtsprechung und die h. L. verlangen einen auf die Einwirkung gerichteten Willen. Der Täter muss die Gefahr erkennen und dieser durch seine Einwirkung auf die Sache entgegenwirken wollen. Dolus eventualis genügt.

Hier: B wirkte auf den Schirm ein, um ihn zur Abwendung der Gefahr zu benutzen. Das subjektive Rechtfertigungselement liegt somit vor.

4. Ergebnis: B ist gem. § 904 BGB gerechtfertigt; er handelte daher nicht rechtswidrig.
Ausführungen zu einem Schadensersatzanspruch sind überflüssig. Bearbeiter, die zuerst oder ausschließlich § 34 StGB als Rechtfertigungsgrund prüfen, übersehen, dass nach h. M. die Rechtfertigungsgründe des BGB spezieller sind (Fischer, § 34, Rn. 33, Erb in: Münchener Kommentar zum StGB, 2. Auflage 2011, § 34, Rn.14; Sch/Sch/Eser, § 223, Rn. 6; Kindhäuser, AT, § 15, Rn 14,). Allerdings kommen sie insoweit zu einem richtigen Ergebnis, als sie B für gerechtfertigt halten.
Wenn Bearbeiter kurz die Konkurrenz von Rechtfertigungsgründen diskutieren und im Ergebnis z. B. zivilrechtliche Rechtfertigungsgründe im Strafrecht ablehnen, kommt es auf die Argumentation an. Vertretbar ist eine solche Vorgehensweise (vgl. Hellmann, Die Anwendbarkeit zivilrechtlicher Rechtfertigungsgründe im Strafrecht, S. 91, S. 102 ff; S. 164; S. 171).
Gegen eine Ablehnung spricht die Einheit der Rechtsordnung (MüKo, § 34, Rn. 14; Roxin AT I, § 14, Rn. 31 f., Kindhäuser AT, § 15, Rn. 10; Jescheck/Weigend, AT, S. 327; vgl. zur Anwendbarkeit auch Fischer, § 34, Rn. 33). Es ist ausschließlich positiv zu bewerten, wenn Bearbeiter hier in die Tiefe gehen.
III. Ergebnis

B hat sich nicht wegen Sachbeschädigung am Schirm strafbar gemacht. (Dieser Satz muss geschrieben werden. Ein schwerer Fehler ist es, nach der fehlenden Rechtfertigung noch die Schuld zu prüfen, ein noch schwererer, sie sogar zu bejahen. Die Prüfung endet mit der Feststellung der Rechtfertigung, also dem Fehlen der Rechtswidrigkeit. Dann kommt das Ergebnis für dieses Delikt: keine Strafbarkeit gem. § 303 StGB)
D) Strafbarkeit des B wegen Sachbeschädigung gem. § 303 Abs. 1 StGB – Abreißen des Briefkastens vom Gartenzaun
Es ist ebenso möglich, mit der Sachbeschädigung an den Hunden zu beginnen. Dabei bietet sich an, zuerst die Sachbeschädigung an Wolf zu prüfen, dann die bezüglich Zorros.
I. Tatbestandsmäßigkeit

1. Objektiver Tatbestand

a) Beschädigen einer fremden Sache (+)

Def.: Sache ist jeder körperliche Gegenstand.
Hier: Der mit dem Zaun verbundene Briefkasten ist eine zusammengesetzte Sache.
Eine zusammengesetzte Sache liegt vor, wenn mehrere einzelne Teile zu einer Funktionseinheit verbunden wurden (Fischer, § 303, Rn. 2).

Fremd ist die Sache, wenn sie im Eigentum eines anderen bzw. wenn sie nicht im Alleineigentum des Täters steht und nicht herrenlos ist. Hier: (+) (Beide Definitionen sind möglich; wichtig ist, dass sie sämtliche Konstellationen abdecken; falsch wäre, nur zu verlangen, dass die Sache nicht im Eigentum des Täters steht.)

Beschädigt ist eine Sache, wenn sie eine nicht ganz unerhebliche Substanzverletzung erlitten hat oder ihre Form derart verletzt wurde, dass die Brauchbarkeit zu ihrem bestimmten Zweck beeinträchtigt ist (Fischer, § 303, Rn. 11).
Hier: B hat den mit Schrauben am Holzzaun befestigten Briefkasten abgerissen und damit die Verbindung zwischen Briefkasten und Zaun aufgehoben. Weder der Briefkasten als solcher ist beschädigt, noch ist die Substanz des Zaunes wesentlich beeinträchtigt; die Löcher waren bereits vorhanden, jetzt mag ihr Rand aufgerissen sein. Zu vermuten ist, dass nun neue Löcher gebohrt werden müssen. Stellt man streng auf den Wortlaut ab, müsste man sagen, das Lösen von z. B. einer Schraube (oder bis zu drei Schrauben) lockert die Verbindung und beschädigt sie somit. Ist die Verbindung aber gänzlich aufgehoben, ist sie, sprachlogisch, beendet, vernichtet, zerstört. Es würde also nicht genügen, nur ein Beschädigen anzunehmen. Geht man aber von den beiden unversehrten Bestandteilen aus, ist es vertretbar, nur eine Beschädigung anzunehmen.
b) Zerstören einer fremden Sache (-)
Def.: Eine Sache ist zerstört, wenn ihre Substanz völlig vernichtet oder ihre bestimmungsgemäße Brauchbarkeit völlig und unwiederbringlich aufgehoben worden ist.
Hier: Der Briefkasten kann wieder (evtl. nicht an derselben Stelle) am Zaun befestigt werden. Die Schrauben sind noch vorhanden. B hat weder den Briefkasten noch den Zaun und auch nicht die Schrauben zerstört. Lediglich, siehe die Ausführungen zum Beschädigen, die Verbindung ist vernichtet. Da aber beide Bestandteile noch vorhanden sind, eine Reparatur wenig Aufwand verursacht, liegt es hier näher abzulehnen, dass B den Briefkasten zerstört hat. Mit entsprechender Begründung lässt sich diese Alternative aber ebenso bejahen. Hier besteht die Gelegenheit zu argumentieren.
(Entscheidend ist, dass die Bearbeiter erkennen, dass bei § 303 StGB im Vergleich zu §§ 223/212, 211 StGB nur in einem Tatbestand die Beeinträchtigung (Beschädigung und Zerstörung) geregelt ist, während bezüglich eines Menschen zwischen Verletzung, § 223 ff. StGB (= „Beschädigung“) und Tötung (= „Zerstörung“) unterschieden wird. Insoweit ist die Bezeichnung des § 303 StGB ungenau, der Tatbestand reicht weiter, als es die Beschädigung beschreibt.) Auch hier ist eine sorgsame Arbeit mit dem Sachverhalt zu honorieren.
2. Subjektiver Tatbestand (+)
Def. Vorsatz s. o. 
Hier: B wusste, dass Zaun und Briefkasten dem A gehörten und damit für ihn fremd waren (nicht „ihm fremd“, das hieße unbekannt); auch wollte er die Verbindung zwischen beiden aufheben, damit handelte er vorsätzlich.
(Auch hier richtete sich der Vorsatz auf das tatsächliche Geschehen, nicht auf die Begriffe „beschädigen“ oder „zerstören“. Der Grund, warum er den Briefkasten abreißen wollte, nämlich um sich mit ihm gegen die Hunde zu wehren, ist sein Motiv, das nicht zum Vorsatz gehört.)
II. Rechtswidrigkeit (-)

B hat rechtswidrig gehandelt, wenn ihm kein Rechtfertigungsgrund zur Seite steht.
(Eine Differenzierung nach den Hunden ist möglich [bezüglich Zorros Verhalten liegt kein Angriff vor > keine Rechtsfertigung gem. § 32 StGB] aber nicht zwingend nötig, da die Sachbeschädigung wegen des Angriffs des A durch Wolf ohnehin gerechtfertigt ist und sofort auf diesen eingegangen werden kann.)
1. Notwehr gem. § 32 StGB (+)
a) Notwehrlage (+)
aa) Angriff (+)
Def.: Ein Angriff ist die unmittelbare Bedrohung rechtlich geschützter Güter durch menschliches Verhalten (Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 3).
Hier: A hetzte den Hund Wolf auf B, dies bedrohte die körperliche Integrität des B.

bb) gegenwärtig (+)
Def.: Ein Angriff ist von seinem Beginn bis zu seiner Beendigung gegenwärtig (Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 13), mithin dann, wenn er unmittelbar bevorsteht, gerade stattfindet oder noch andauert.
Hier: B war im Moment der Sachbeschädigung einem noch andauernden Angriff ausgesetzt. 
cc) rechtswidrig (+)
Ein Angriff ist rechtswidrig, wenn er im Widerspruch zur Rechtsordnung steht (Fischer, § 32, Rn. 21).

Hier: A handelte rechtwidrig, s. o. (+)
dd) Zwischenergebnis: Ein Angriff liegt vor.

c) Notwehrhandlung

Geeignete und erforderliche Handlung gegen Rechtsgüter des Angreifers. 
Zaun und Briefkasten gehören A, die Handlung des B richtete sich daher gegen Rechtsgüter des Angreifers.
aa) Geeignetheit: (+)
Def.: Geeignet ist die Verteidigungshandlung, die nach einem ex-ante-Urteil geeignet erscheint, den Angriff endgültig zu beenden (NK-Paeffgen, § 32, Rn. 87). Dabei ist kein strenger Maßstab anzulegen.

Hier: Das Abreißen des Briefkastens um diesen als Verteidigungsmittel einzusetzen erschien tauglich, den gerade stattfindenden Angriff abwehren zu können.

bb) Erforderlichkeit: (+)
Def.: Erforderlich ist diejenige Verteidigung, die unter den gleichermaßen geeigneten Mitteln dasjenige darstellt, das den geringsten Verlust beim Angreifer bedingt (NK-Paeffgen, § 32, Rn. 87).

Hier: B zog den Briefkasten als Verteidigungsmittel heran, nachdem der passive Abwehrversuch mit dem Schirm gescheitert war. Ein Abwehren mit bloßen Händen gegen einen Hund wäre nicht gleichermaßen erfolgversprechend. Somit war die Verteidigungshandlung auch erforderlich.
cc) Gebotenheit: (+)
(Vertretbar ist es auch, die Gebotenheit als Anknüpfungspunkt abzulehnen und sich losgelöst davon mit der sozial-ethischen Einschränkung des Notwehrrechts zu befassen. Diese Diskussion sollte jedoch nicht ausufern).
Die Verteidigungshandlung muss auch durch Notwehr „geboten sein“. Grundsätzlich ist jede erforderliche Handlung gerechtfertigt. Das Merkmal der Gebotenheit dient jedoch dazu, solche Fälle einer an sich erforderlichen Verteidigung aus der Notwehr auszuschließen, die aus sozialethischen Gründen keine Rechtfertigung verdienen (Sch/Sch/Perron, § 32, Rn. 43f).
Hier: Es ist keine der typischen Konstellationen gegeben, in denen das Notwehrrecht einzuschränken ist. B muss sich in seiner Verteidigungshandlung nicht zurücknehmen. Das nachbarschaftliche Verhältnis genügt nicht, um eine sozial-ethische Einschränkung anzunehmen. Soziale Näheverhältnisse gebieten nicht schon an sich, die Verteidigung einzuschränken (Fischer, § 32, Rn. 37), zudem ist das Verhältnis zwischen A und B nicht von ausgesprochener Nähe geprägt.
d) Subjektives Rechtfertigungselement: Verteidigungswille (+)

Hier: B handelte ausschließlich, um den Angriff abzuwehren, er wollte sich verteidigen. Das subjektive Rechtfertigungselement lag somit vor.

2. Ergebnis: A handelte gerechtfertigt = Rechtwidrigkeit (-)
(Positiv zu bewerten ist, wenn Bearbeiter darauf eingehen, dass B sich zuerst nur mit dem Schirm wehrte und erst zum Briefkasten griff, nachdem dieses Verteidigungsmittel versagt hatte. Bearbeiter, die die Notwehr als Rechtfertigungsgrund nicht erkennen und stattdessen auf den aggressiven Notstand gem. § 904 BGB abstellen, kommen zwar auch zum Ergebnis, dass B gerechtfertigt ist. Allerdings reicht § 904 BGB nicht so weit wie § 32 StGB, da er eine Güterabwägung verlangt. [Man könnte auch erwägen, die Abwehr in die gegen Wolf und die gegen Zorro zu trennen. Dann müsste man bzgl. Zorro auf § 904 BGB abstellen; käme aber zu zwei Rechtfertigungsgründen für dieselbe Handlung – das ist unnötig].)
III.  Ergebnis

B hat sich nicht wegen Sachbeschädigung gem. § 303 Abs. 1 StGB strafbar gemacht.
E) Strafbarkeit des B wegen Sachbeschädigung gem. § 303 Abs. 1 StGB durch den Schlag gegen den Hund Wolf, den er an der Schulter verletzte
I. Tatbestandsmäßigkeit
1. Objektiver Tatbestand (+)
a) fremde Sache: Tier als Sache, §§ 324a Abs. 1 Nr. 1, 325 Abs. 1 StGB (Sachbegriff des StGB – siehe aber § 325a Abs. 2 StGB) bzw. § 90 a BGB (Einheit der Rechtsordnung) – Sinn und Zweck hier: strafrechtlicher Schutz – jedenfalls (+) Wichtig auch hier: Auf „beweglich“ kommt es nicht an. (+)
b) Beschädigen: Verletzen eines Tieres als Beschädigen (+)
2. Subjektiver Tatbestand (+)

Vorsatz (+) – billigendes Inkaufnehmen einer Verletzung bei einem Schlag mit einem Metallbriefkasten auf einen Hund (Verteidigung ist Motiv und daher für den Vorsatz unbeachtlich)
II. Rechtswidrigkeit (-)

B hat rechtswidrig gehandelt, wenn ihm kein Rechtfertigungsgrund zur Seite steht.

1. Notwehr gem. § 32 StGB (+)
a) Notwehrlage (+)
aa) Angriff (+)

Def.: s. o., C II 1 a) aa)
Hier: A hetzte Wolf auf B, es lag ein menschliches Verhalten vor.

bb) gegenwärtig (+)

Def. s. o., C II. 1 a) bb)
Hier: Der Angriff fand unmittelbar im Verteidigungsmoment statt und war noch nicht beendet.

cc) rechtswidrig (+)

s. o., A II
dd) Zwischenergebnis: Ein Angriff liegt vor.

b) Notwehrhandlung

aa) Handlung gegen Rechtsgüter des Angreifers
Hier: Wolf war der Hund des A, die Handlung des B richtete sich daher gegen ein Rechtsgut des Angreifers.

bb) Geeignetheit:

Def.: s. o.

Hier: Der Schlag auf Wolfs Schulter bewirkte, dass dieser sich zurückzog und B nicht weiter versuchte zu beißen. Die Handlung war mithin geeignet.

cc) Erforderlichkeit: Def.: s. o.
Hier: B versuchte zunächst Wolf abzuwehren, indem er den Briefkasten als Schutzschild benutzte. Dies war das mildeste ihm noch zur Verfügung stehende Mittel. Nachdem diese Vorgehensweise nicht genügte, schlug B auf den Hund Wolf ein. In Anbetracht der konkreten Situation war dies auch erforderlich, ein schonenderes aber gleich effektives Mittel gegen den Hund gab es nicht.
dd) Gebotenheit: Def.: s. o.

Hier: Die Verteidigungshandlung war auch geboten – B musste seine Verteidigung nicht aufgrund sozial-ethischer Erwägungen einschränken.

c) Subjektives Rechtfertigungselement: Verteidigungswille (+)
2. Zwischenergebnis: B handelte gerechtfertigt = Rechtwidrigkeit (-)

III. Ergebnis: 
B hat sich nicht wegen Sachbeschädigung gem. § 303 Abs. 1 StGB am Hund Wolf strafbar gemacht. 
E) Strafbarkeit des B wegen Sachbeschädigung gem. § 303 StGB durch den Schlag gegen den Hund Zorro, den er am Rücken verletzte
I. Tatbestandsmäßigkeit

1. Objektiver Tatbestand

a) fremde Sache: Tier als Sache, siehe oben – jedenfalls (+) (Wichtig auch hier: Auf „beweglich“ kommt es nicht an.) 
b) Beschädigen: Verletzen eines Tieres als Beschädigen (+)

(Zu beachten ist, dass die Bearbeiter nur wegen abstrakter Aussagen, also im Wesentlichen die Definitionen, nach oben verweisen dürfen.)
2. Subjektiver Tatbestand (+)

Vorsatz (+) – billigendes Inkaufnehmen einer Verletzung bei einem Schlag mit einem Metallbriefkasten auf einen Hund (Verteidigung ist Motiv und daher für den Vorsatz unbeachtlich)
II. Rechtswidrigkeit (-)

B hat rechtswidrig gehandelt, wenn ihm kein Rechtfertigungsgrund zur Seite steht.

1. Notwehr gem. § 32 StGB (-)
a) Notwehrlage (-)
Angriff (-) 

Def.: s. o.

Hier: Der Hund Zorro war weder von A noch von N gehetzt, also als Angriffswaffe eingesetzt worden. Damit lag kein Angriff vor.

(Wer das übersieht, sollte wenigstens erkennen, dass sich die geeignete und erforderliche Handlung gegen Rechtsgüter des Angreifers richten muss. Zorro war der Hund des N, die Handlung des B richtete sich daher nicht gegen ein Rechtsgut des Angreifers A.)
b) Ergebnis: B ist nicht durch Notwehr, § 32 StGB gerechtfertigt.

2. Notstand gem. § 228 BGB (+)
a) Notstandslage: (+)
aa) Drohende Gefahr für ein Rechtsgut
Def.: Eine drohende Gefahr liegt vor, wenn eine auf Umständen gegründete Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Schadens besteht (BGHSt 18,272; Ellenberger in Palandt, § 228, Rn. 4).

Hier: Zorro versuchte B zu beißen, was zu erheblichen Einbußen der körperlichen Integrität hätte führen können. Das Heranspringen des Zorros stellte eine drohende Gefahr dar.
ab) Durch eine fremde Sache

Def.: Die Gefahr muss von der Sache ausgehen, auf die die Notstandshandlung einwirkt. Es ist dabei erforderlich, dass die Sache selbst aus sich heraus die Gefährdung begründet. Diese Sache muss eine fremde Sache sein. (Ellenberger in Palandt: § 228, Rn. 6).

Hier: Zorro ist der Hund des N und somit für B eine fremde Sache. Dadurch dass er auf B zueilte um ihn zu beißen, ging von dem Tier selbst unmittelbar eine Gefahr für B aus.

b) Notstandshandlung (+)
Die Notstandshandlung besteht in dem Beschädigen oder Zerstören der Sache, von der die Gefahr ausgeht (Ellenberger in Palandt, § 228, Rn. 7).

aa) Erforderlichkeit 
Def.: Die Erforderlichkeit i.S.d. § 228 BGB richtet sich nach der objektiven Sachlage. Der Angegriffene muss das am wenigsten schädliche oder gefährliche Mittel zur Abwehr einsetzten. Im Rahmen der erforderlichen Verteidigung i. S. d. § 228 BGB ist die Schutzwehr grundsätzlich vorrangig. (Ellenberger in Palandt, § 228, Rn. 7).

Hier: B versuchte zunächst, das Tier durch eine Art Schutzschild fernzuhalten. Nachdem dies misslang, war es im Rahmen des erforderlichen, das Tier einmal auf den Rücken zu schlagen. Dies war das mildeste Mittel zur Abwehr der Gefahr.

bb) Geeignetheit 

Die Notstandshandlung muss geeignet sein, die drohende Gefahr abzuwenden.

Hier: Der Schlag mit dem Briefkasten ließ das Tier von einem weiteren Angriff absehen.

ac) Interessenabwägung 

Def.: Der durch die Handlung angerichtete Schaden darf nicht außer Verhältnis zur abgewendeten Gefahr stehen. Innerhalb der Verhältnismäßigkeit ist zu beachten, dass Leben und Gesundheit höherwertiger sind als Sachgüter. Bei besonders wertvollen Sachen muss unter Umständen jedoch eine geringfügige Körperverletzung hingenommen werden. Zur Bestimmung des Wertes einer Sache sind auch ideelle Gesichtspunkte zu berücksichtigen. (Ellenberger in Palandt, § 228, Rn. 8).
Hier: Zorro erlitt einen tiefen Riss auf dem Rücken, der tierärztlich behandelt werden musste. Neben dem materiellen Wert eines Rottweilers ist dem Tier auch ein nicht unerheblicher ideeller Wert zuzusprechen, da es das Haustier des N ist. Dem B drohten durch den Angriff des Zorros nicht unerhebliche Einbußen der körperlichen Integrität und der Gesundheit. Rottweiler sind große Hunde, die durch einen Biss große Wunden und gefährliche Verletzungen hervorrufen können. Es drohte mithin nicht bloß eine geringfügige Körperverletzung, so dass die Gefahr, die B drohte, den Schaden an der Sache überwiegt. Das Tier wurde zudem nicht so schwer verletzt, dass es einen nachhaltigen Schaden erlitten hätte.

c) Subjektives Rechtfertigungselement

Def.: Die Handlung setzt einen Abwehrwillen voraus (Ellenberger in Palandt, § 228, Rn. 7).

Hier: B handelte, um Zorro und damit die Gefahr abzuwehren. Er handelte nicht rechtswidrig.
III. Ergebnis
B hat sich nicht wegen Sachbeschädigung gem. § 303 StGB am Hund Wolf strafbar gemacht.
IV. Gesamtergebnis: 1. Sachverhaltskomplex

A hat sich wegen (gefährlicher) Körperverletzung gem. § 223, (224 Abs. 1, Nr. 2 [5]) StGB strafbar gemacht.

B hat sich nicht strafbar gemacht.
2. Sachverhaltskomplex: Das Geschehen im Krankenhaus
Hier sind drei Ergebnisse möglich: Man kann bereits den Tatbestand der Körperverletzung als nicht erfüllt ansehen. Man kann die hypothetische Einwilligung als Rechtfertigungsgrund akzeptieren oder ggfls. erst beim Erlaubnistatbestand zu einer Straflosigkeit kommen. Kein Ergebnis ist für sich falsch. Man könnte es für geschickter halten, die längste Variante zu wählen, um zu zeigen, dass man Probleme diskutieren kann. Das ist aber kein Selbstzweck: Wer überzeugend darlegt, warum bereits der Tatbestand nicht erfüllt ist oder der Täter gerechtfertigt war, darf nicht benachteiligt werden. Er muss jedoch die freien Kapazitäten nutzen, um sein Ergebnis zu begründen. Die angegebene Seitenzahl ist aber auch nur ein Höchstwert, der nicht erreicht werden muss. Entscheidend sind also die Argumentation, die Analyse der vertretenen Ansichten und damit die Fähigkeit des Bearbeiters, den Leser zu überzeugen. Wer auf wenigen Seiten zu überzeugen vermag, muss nicht viel schreiben.
A) Strafbarkeit des C gemäß § 223 Abs. 1 StGB wegen Körperverletzung (Schnitt und Nähen der Wunde)

I. Tatbestandsmäßigkeit
1.  Objektiver Tatbestand
körperliche Misshandlung und/oder Gesundheitsschädigung (Def. s. o.)
Fraglich (Dieses Wort ist nur dort zu verwenden, wo ein Streit zu entscheiden ist.) ist, ob ein ärztlicher Heileingriff schon objektiv als Körperverletzung einzustufen ist.
e. A. (Rspr.: seit RGSt 25, 375; BGHSt 11, 111, 112; BGH NStZ 1996, 34; BGHSt 43, 306 (308); BGHSt 43, 346; NStZ-RR 2007, 340; BGH NJW 2013, 1688; ): Ein ärztlicher Heileingriff ist immer eine tatbestandsmäßige Körperverletzung.
Körperverletzung = jede unmittelbare und physisch auf den Organismus erfolgende Einwirkung (vgl. Nachweise bei LK-Lilie, Vor § 223 Rn. 3).
Argumentation: Heileingriff ist Körperverletzung mit Einwilligung, so werden das Selbstbestimmungsrecht und die Menschenwürde des Patienten geschützt, die Position des Patienten wird dadurch gestärkt.
Hier: objektiver Tatbestand (+)

a. A.: Heileingriff nicht auf Grund einzelner Teilakte (Schnitt usw.) als Körperverletzung einstufen, sondern auf Gesamtakt und Resultat beziehen (LK-Lilie, Vor § 223 Rn. 1, 3).
Argumentation: Operation stellt gesunden Körperzustand wieder her bzw. bessert oder erhält den Gesundheitszustand, ist somit das Gegenteil von einer Körperverletzung; bei ärztlichen Eingriffen ohne Einwilligung ist das verletzte Rechtsgut nur das Selbstbestimmungsrecht.
Hier: objektiver Tatbestand (-)
a. A. gelungene Heileingriffe sind objektiv keine Körperverletzungen, aber bei wesentlichen Substanzveränderungen muss die Einwilligung des Betroffenen berücksichtigt werden (Sch/Sch-Eser § 223 Rn. 32f.).
Hier: keine wesentliche Substanzveränderung, mithin objektiver Tatbestand (-)
Streitentscheid! Der Satz: „Die Auffassungen/Meinungen gelangen zu verschiedenen Ergebnissen, deshalb ist ein Streitentscheid erforderlich.“ ist überflüssig. Grundsätzlich gibt es im Gutachten keine „Regieanweisungen“ („Zu prüfen ist, ob …“). Außerdem sieht der Leser die Differenz in den Meinungen und erwartet zwangsläufig eine Entscheidung.
Da so etwas möglicherweise in den Arbeitsgemeinschaften gelehrt wird, ist das nur anzumerken, nicht aber als Fehler zu werten.

Hier kommt es darauf an, dass die Bearbeiter erkennen, dass es verschiedene Auffassungen gibt und diese jeweils plausibel begründet werden. Darüber hinaus müssen sich die Bearbeiter für eine Auffassung entscheiden, d. h. sich argumentativ gegen die von ihnen abgelehnten Auffassungen wenden.
Es ist vertretbar, eine Körperverletzung abzulehnen; das aber muss unter Beachtung der Gegenargumente begründet werden, vor allem sind diese dezidiert darzulegen. Dann endet die Strafbarkeitsprüfung an dieser Stelle.
Folgt man der Ansicht, die den objektiven Tatbestand bejaht, und nur dann, ist weiter zu prüfen:
2.  Subjektiver Tatbestand (+)
Vorsatz (Def. s. o.),
(Der Erlaubnistatbestandsirrtum kann hier kurz erwähnt werden, wenn man den Theorien folgt, die den Irrtum über einen Rechtfertigungsgrund im Vorsatz behandeln.)

Hier: C wusste, dass er durch die Operation zum einen auf das körperliche Wohlbefinden des B unmittelbar und physisch einwirkt und zum anderen den B an der Gesundheit schädigt, er beabsichtigte dies auch, dolus directus 1. Grades, (+)

II. Rechtswidrigkeit

Als Rechtfertigungsgrund kommt eine Einwilligung in Betracht.
1. Rechtfertigende Einwilligung (Wessels/Beulke/Satzger AT § 11, Rn. 537 ff (550))
lag nicht vor (-)
2. Mutmaßliche Einwilligung (Wessels/Beulke/Satzger AT § 11, Rn. 569; Jescheck/Weigend AT S. 385)

Handeln im materiellen Interesse des Betroffenen liegt vor, wenn Gefahr im Verzug ist und eine Einwilligung nicht oder nicht rechtzeitig eingeholt werden kann, z. B. weil der Rechtsgutsinhaber nicht erreichbar oder nicht bei Bewusstsein ist.
Hier: Man hatte nur vergessen, B aufzuklären und seine Einwilligung einzuholen, keine Gefahr im Verzug, man hätte ihn fragen können, also (-)
3. Hypothetische Einwilligung (+/-)
Diese liegt vor, wenn die erklärte Einwilligung des Betroffenen unwirksam ist (mangelhafte Erklärung, o. a.) oder eine Aufklärung nicht stattgefunden hat, es jedoch feststeht, dass das Patient auch bei ordnungsgemäßer Aufklärung in die Behandlung eingewilligt hätte (Bollacher/Stockburger, Jura 2006, 908 ff.;. Rönnau, JuS 2014, 882; Tag, ZStW 2015, (127), S. 523; Wessels/Beulke/Satzger, § 11, Rn. 580 ff)
Die hypothetische Einwilligung als Rechtfertigungsgrund ist jedoch umstritten. Zivilrechtlich ist diese nunmehr in § 630 d BGB kodifiziert – der Arzt muss vor der Behandlung eine Einwilligung des Patienten einholen. § 630 h Abs. 2 S. 2 BGB regelt die 

hypothetische Einwilligung als Beweisregel. Ob diese zivilrechtliche Regelung auch für das Strafrecht übernommen werden kann ist jedoch ebenso umstritten, wie die Rechtsfigur an sich.
e. A.: Die hypothetische Einwilligung ist ein Rechtfertigungsgrund. (+)
- Es handelt sich um einen Unrechtsausschließungsgrund, sodass bei der Vornahme des Eingriffs eine Rechtfertigungslage besteht. (Bollacher/ Stockburger Jura 2006, 908 ff.)
Rosenau in: Satzger/Schluckebier/Widmaier, Vor §§ 32 ff, Rn. 51 ff. 2. Aufl. 2014; Mitsch, JZ 2005,279; Beulke, medstra 2015, 67)
- Es fehlt am Erfolgsunwert der Handlung. (Ende gut – alles gut)
Pro: Durch Einführung des § 630 h Abs. 2, S. 2 BGB zeigte der Gesetzgeber, dass er die hypothetische Einwilligung als Gegenstand des Beweises befürwortet, auch wenn es keine naturwissenschaftlich sichere Methode gibt, den hypothetischen Willen des Patienten zu bestimmen. (Tag, a. a. O.). Den Gedanken der Einheit der Rechtsordnung heranziehend, kann diese Beweislastregelung helfen, die hypothetische Einwilligung auch im Strafrecht begründen zu können. Zudem widerspricht es der ultima ratio Funktion des Strafrechts, dass ein Arzt aufgrund des § 630 h II, 2 BGB zivilrechtlich keinen Schadensersatz leisten muss, jedoch gleichwohl strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden kann (Wessels/Beulke/Satzger, § 11, Rn. 583). Um Wertungswidersprüche zwischen Zivil- und Strafrecht zu vermeiden war es mithin nötig, die zivilrechtliche Konstruktion ins Strafrecht zu übernehmen (Spickhoff, Medizinrecht, § 223 StGB, Rn. 99). 
- Rechtspolitisch ist die hypothetische Einwilligung nötig (Wiesner, Die hypothetische Einwilligung im Medizinstrafrecht, 2010, S. 168).

Hier: C ist irrtümlich davon ausgegangen, dass O aufgeklärt worden sei und in die Operation eingewilligt habe. Es liegen keine Hinweise vor, die darauf schließen lassen, dass der O bei ordnungsgemäßer Aufklärung nicht in die Behandlung eingewilligt hätte. Rechtfertigung (+)
a. A.: Die hypothetische Einwilligung ist kein Rechtfertigungsgrund. (-)
pro:

- Es ist unmöglich, eine menschliche Entscheidung in einer gedachten Situation zu beurteilen (Puppe, GA 2003; 764 ff.).
- Es gibt keine zuverlässige Methode zur Bestimmung der hypothetischen Einwilligung. (Puppe, GA 2004, 764). 
- Der Eingriff verletzt trotz hypothetischer Einwilligung das Selbstbestimmungsrecht und ist daher rechtswidrig (Wessels/Beulke/Satzger, § 11, Rn. 585; Kühl AT § 9, Rn. 47a).
Eser/Sternberg-Lieben, in: Sch/Sch, § 223, Rn. 40; Edlbauer, Die hypothetische Einwilligung als arztstrafrechtliches Haftungskorrektiv, 2009, S. 469; Albrecht, Die „hypothetische Einwilligung“ im Strafrecht, 2010, S. 499ff; Merkel, JZ 2013, 975 (979); Haas, GA 2015, 147; Rönnau, JuS 2014, 882 (884)
- Verbleiben Zweifel, ob der Patient bei ordnungsgemäßer Aufklärung eingewilligt hätte, muss dies in dubio pro reo immer angenommen werden, dies erscheint zu weitgehend, insbesondere wenn der Patient als Zeuge nicht (mehr) erreichbar ist.

- Die Figur führt zu einer mittelbaren Anerkennung der nachträglichen Genehmigung und zur Straflosigkeit eines erfolgreichen eigenmächtigen Heileingriffs (Joecks, Münchener Kommentar zum StGB, § 223, Rn. 113).

Contra: 
- Das Selbstbestimmungsrecht ist nicht das von § 223 StGB geschützte Rechtsgut (Fischer, § 223, Rn. 2)
Hier: Der O wurde nicht aufgeklärt und es lag keine Einwilligung bezüglich des Eingriffs vor. Diese konnte auch nicht auf zuverlässige Art ermittelt werden, so dass O in seinem Selbstbestimmungsrecht verletzt wurde.

(Die Bearbeiter müssen den Streit entscheiden. Wer die hypothetische Einwilligung als Rechtfertigungsgrund akzeptiert, kommt an dieser Stelle zu einer Straflosigkeit des C.)
III. Schuld

1. Problem (!) Erlaubnistatbestandsirrtum

C könnte ohne Unrechtsbewusstsein gehandelt haben, indem er sich in einem Erlaubnistatbestandsirrtum befand. Dies ist der Fall, wenn er über die sachlichen Voraussetzungen eines rechtlich anerkannten Rechtfertigungsgrundes irrt, sich also eine Sachlage vorstellt, die, hätte sie vorgelegen, seine Tat rechtfertigen würde (LK-Vogel, § 16 Rn. 110; Gropp, AT, § 13, Rn. 189 ff; Beulke, Klausurenkurs I, Rn. 255).
C hätte also rechtmäßig gehandelt, wenn der gedachte Rechtfertigungsgrund – also die Einwilligung – vorgelegen hätte. Einwilligung (wie in C’s Vorstellung) prüfen (Wessels/Beulke/Satzger AT Rn. 697) 
a) Disponibilität des Rechtsguts

- Verzicht auf Rechtsgut muss rechtlich zulässig sein, d. h. Einwilligender muss berechtigt sein - kein Rechtsgut der Allgemeinheit, C kann selbst über seine Rechtsgüter verfügen (Fischer, § 223, Rn. 12; § 228, Rn. 3; BGHSt 6, 232, 234) (+)

b) Einwilligungsfähigkeit 

- Betroffener muss nach geistiger und sittlicher Reife in der Lage sein, Bedeutung und Tragweite der Einwilligung zu erkennen (Fischer, § 228, Rn. 5) – keine Anhaltspunkte zu erkennen, weshalb C nicht einwilligungsfähig sein sollte (+)
c) Erteilung der Einwilligung vor der Tat

- in C’s Vorstellung hat O die Einwilligung vor der Operation erteilt (+)
d) Freiheit von wesentlichen Willensmängeln

- C ging davon aus, dass O ordnungsgemäß aufgeklärt worden war und daher keine Willensmängel bei ihm vorlagen (+)
e) Handeln in Kenntnis der Einwilligung

C ging von einer Einwilligung aus und operierte deswegen (+)
f) Kein Verstoß gegen gute Sitten (+)

h) Zwischenergebnis: C stellte sich also einen Rechtfertigungsgrund vor, der, hätte er tatsächlich vorgelegen, die Rechtswidrigkeit der Tat ausgeschlossen hätte (+)

2. Rechtliche Folgen des Irrtums: strittig (Fischer, § 16 Rn. 20; LK-Vogel, § 16 Rn. 110 f; Wessels/Beulke/Satzger, Rn. 697)
1. Ansicht - Lehre von den negativen Tatbestandsmerkmalen – § 16 StGB (+)
Kaufmann, JZ 1954, 653 ff.; LPK-Kindhäuser, Vor §§ 32-35, Rn. 37 ff.; Freund, FS Küper 2008, 80 ff.)

· einheitlicher Unrechtstatbestand – Rechtfertigungsgründe sind negative Tatbestandsmerkmale.

· Glaubt der Täter, ihm stehe ein Rechtfertigungsgrund zur Seite, irrt er sich über diese negativen Tatbestandsmerkmale.

( Er erliegt einem Irrtum i. S. v. § 16 StGB. (Man erliegt, nicht unterliegt einem 
     Irrtum.)
Hier: C nahm an, O hätte eingewilligt und er handelte deshalb gerechtfertigt, stellte sich also einen nichtbestehenden Rechtfertigungsgrund vor. Vorsatz entfällt.

→ § 223 StGB (-), § 16 Abs. 1 S. 2: § 229 StGB (+)
Contra: Nicht vereinbar mit dem dreistufigen Deliktsaufbau und den mit Tatbestand, Rechtfertigung und Schuld verbundenen Funktionen und Unwerturteilen.
Insbesondere wird kein Bearbeiter sein bisheriges Gutachten nach dem zweistufigen Deliktsaufbau strukturiert haben.
2. Ansicht – Modifizierte Vorsatztheorie – Irrtum § 16 StGB (+)
Otto GK Strafrecht, § 7 Rn. 62 ff, § 15 Rn. 4 ff; Schmidhäuser, JZ 1980, 396; Baumann/Weber Strafrecht AT § 21 Rn. 40)
Wer die tatsächlichen Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes annimmt, handelt ohne aktuelles Unrechtsbewusstsein und somit ohne Vorsatz gem. § 16 I 1 StGB.
Hier: C hat angenommen, dass eine Einwilligung vorliegt, daher entfällt der Vorsatz

→ § 223 StGB (-), § 229 StGB (+)
Vorsatz (-)
Contra: Unrechtsbewusstsein ist Aspekt der Schuld, vgl. § 17 StGB. 

3. Ansicht – strenge Schuldtheorie – Irrtum § 17 StGB (-)
(Gössel, Fälle und Lösungen nach höchstrichterlicher Entscheidungen 161 ff.; Hartung, NJW 1951, 212; Maurach/Gössel/Zipf, Strafrecht AT II § 44 Rn. 61; NK-Paeffgen, Vor § 32 ff Rn. 112 ff.)
· Geht von der finalen Handlungslehre aus und trennt zwischen Vorsatz und subjektiver Beziehung zur Rechtswidrigkeit.

· ETB-I ist Unterfall des Verbotsirrtums, sodass Schuld nur dann entfällt, wenn Irrtum unvermeidbar war.

· Unvermeidbar ist ein Irrtum dann, wenn es selbst bei gehöriger Gewissensanspannung dem Täter nicht möglich ist, zu erkennen, dass er unrechtmäßig handelt. 

Hier: Konnte C auf Grund seiner sozialen Stellung, individuellen Fähigkeiten, unter zumutbarem Einsatz seiner Erkenntniskräfte und nach seinen rechtlich-sittlichen Wertvorstellungen das Unrecht der Tat einsehen? (LK Vogel § 17 Rn. 34 ff.).
C hätte sich informieren müssen, ob Einwilligung vorlag, was ihm leicht möglich gewesen wäre, daher war der Irrtum vermeidbar. Vermeidbarkeit (+) – Schuld (+)
→ § 223 StGB (+)
Pro: Rechtfertigungsgründe wirken sich nicht auf die Tatbestandsmäßigkeit aus, sondern betreffen die Rechtswidrigkeit (vgl. bei NK-Puppe, § 16, Rn. 127). Wenn man sich über einen Rechtfertigungsgrund irrt, dann kann nicht der Tatbestandsvorsatz betroffen sein, so dass die Theorien abzulehnen sind, die auf den Vorsatz Bezug nehmen. Denn die irrige Vorstellung der tatsächlichen Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes ändert nichts daran, dass der Täter weiß, dass er einen Tatbestand verwirklicht und somit ein Rechtsgut verletzt.
Für eine analoge Anwendung des § 16 ist kein Raum, da diesbezüglich keine Regelungslücke besteht, weil der ETB-I ein Unterfall des Verbotsirrtums ist und als solcher in § 17 StGB geregelt ist (NK-Paeffgen, Vor § 32, Rn. 108, 118).
Contra: Der Täter handelt „an sich rechtstreu“, weil er sich subjektiv mit den gesetzlichen Wertungen von Recht und Unrecht auseinandergesetzt hat. Er steht daher dem Tatumstandsirrtum näher, als dem Verbotsirrtum. Der Verbotsirrtum und der ETBI schließen sich gegenseitig aus, da ein Verbotsirrtum die Kenntnis des verbotenen Sachverhalts voraussetzt (NK-Puppe, § 16, Rn. 127).
Es besteht eine Gesetzeslücke, die die analoge Anwendung des § 16 StGB rechtfertigt, da § 17 auch nur analog angewendet werden kann und dieser Anwendung kein Vorrang zukommt.
Eine solche Regelung entspricht nicht dem gesetzgeberischen Willen – historisches Argument.
4. Ansicht – eingeschränkte Schuldtheorie im engeren Sinne - Irrtum § 16 StGB analog (+)
(Baumann/Weber § 21 Rn. 31; Geppert JZ 1988, 1028; ders. Jura 2007 36 f; v. Heintschel/Heinegg/Kudlich § 16 Rn. 24; Joecks § 16, Rn. 31 f.; Kindhäuser AT § 29, Rn. 26; Kühl/Hinderer Jura 2012, 490; Lackner/Kühl § 17 Rn. 14; LK/Vogel, § 16 Rn. 116; Puppe I § 27, Rn. 9 ff; Roxin I, § 14 Rn. 64 ff; Sch/Sch/Sternberg-Lieben § 15 Rn. 35; BGH NStZ 2011, 630)
· Die Schuld bezieht sich auch auf den Sinngehalt des Täterverhaltens.

· Der ETB-I ist ein Irrtum eigener Art und aus diesem Grund aus § 17 StGB herauszunehmen und in den Rechtsfolgen dem Tatumstandsirrtum gleichzustellen.

· Auf diesem Wege kommt zwar eine Fahrlässigkeitsstrafbarkeit in Betracht, aber dem Sinngehalt des Täterverhaltens wird ebenso Rechnung getragen.

· Beim ETB-I entfällt der Handlungsunwert, folglich ist § 16 StGB analog anzuwenden, vgl. Kühl, AT, § 13 Rn. 71.

· Analogien zugunsten des Täters sind zulässig.

· „Täter ist Schussel nicht Schurke!“ (Beulke, Klausurenkurs I, Rn. 256; II, Rn. 306).
Hier: C hat sich über das Vorliegen einer Einwilligung des O in die Operation geirrt und hat vermeintlich rechtstreu gehandelt, als er den O operiert hat. Daher entfällt der Vorsatz.

Contra:

· Es ist widersprüchlich einen zunächst angenommenen Vorsatz später wieder zu verneinen.

· Der ETB-I knüpft an eine angenommene Erlaubnis an – folglich an ein tatsächlich bestehendes Verbot.
· Diese Ansicht hat Strafbarkeitslücken aufgrund der Akzessorietät der Teilnahme zur Folge.
( Die Nähe zum Verbotsirrtum ist daher überzeugender. 

5. Ansicht – rechtsfolgenverweisende Theorie – Irrtum mit den Rechtsfolgen des § 16 StGB (+)
Beulke Klausurenkurs im Strafrecht I Rn. 256; Dreher FS Heinitz, 1972, 207 ff; Fischer § 16, Rn. 22; Gropp § 13, Rn. 112 ff; Heinrich II Rn. 1133; Jescheck/Weigend § 41 IV 1d; Krey/Eser Rn. 743 ff.; Maurach/Zipf § 37 Rn. 43; Rengier § 30 Rn. 20; 
· Zwar lehnt diese Auffassung die analoge Anwendung des § 16 StGB ab, sodass es letztlich beim Vorsatzvorwurf bleibt, jedoch bedient sie sich in entsprechender Anwendung der Rechtsfolgen des Tatumstandsirrtums, sodass eine Strafbarkeit wegen des Fahrlässigkeitsdelikts weiterhin in Betracht kommt.

· Der Schuldvorwurf, dass Täter vorsätzlich die Strafrechtsordnung verletzt habe, trifft den Täter folglich nicht.

· Diese vermittelnde Ansicht geht von dem Standpunkt aus, dass der Vorsatz eine Doppelfunktion im Deliktssystem hinsichtlich des Tatbestandes und der Schuld hat – im vorliegenden Fall ist nicht der Tatbestandsvorsatz, sondern die Vorsatzschuld betroffen (BGH NStZ 2012, 272 (273).

Hier: Die Vorsatzschuld bzw. der Vorsatzschuldvorwurf entfällt. Die Rechtsfolgen des § 16 StGB treten ein.

Pro: Es liegt eine Minderung, jedoch keine Aufhebung des Handlungsunwerts vor, deshalb muss der ETB-I gegenüber anderen Fällen des indirekten Verbotsirrtums privilegiert werden (Jescheck/Weigend AT, S. 464).

Der Vorsatz als Träger des Handlungsunrechts bleibt bestehen, sodass eine strafbare Teilnahme möglich bleibt (Jescheck/Weigend AT, S. 465). Dies ist auch gerade kriminalpolitisch wünschenswert (Beulke, Klausurenkurs I, Rn. 256, Beulke Klausurenkurs Band II, Rn. 306; siehe zuletzt BGH NStZ 12, 272).
Contra: Der Begründungsaufwand für diese Ansicht ist recht groß, sodass diese Lösung sehr konstruiert wirkt.

(Die Argumentation kann auch erst im Rahmen des Streitentscheides stattfinden, allerdings bietet es sich bei diesem Problem an, mit einer weiteren Ansicht stets an die vorherige Argumentation anzuknüpfen und diese dann mit einem Gegenargument abzulehnen.

Im Hinblick auf das Ergebnis ist auch eine andere Lösung vertretbar, sodass eine Auseinandersetzung positiv in die Benotung eingeht, nicht aber vom konkreten Ergebnis abhängt.

Wurde der Vorsatz verneint, dann muss weiter eine fahrlässige Körperverletzung (§ 229 StGB) geprüft und diese im Ergebnis bejaht werden.

Wichtig ist nicht in erster Linie, dass die Bearbeiter sämtliche Theorien abhandeln, wichtig ist vielmehr, dass sie erkennen, dass der Erlaubnistatbestandsirrtum gesetzlich nicht geregelt und somit ein Irrtum eigener Art ist, zu dessen Behandlung verschiedene Auffassungen (Meinungen, Theorien) vertreten werden, die aber alle kritisiert werden können. Die Kunst liegt darin, die ausufernden Erläuterungen, auch in Kommentaren, prägnant zusammenzufassen.)
→ weiter mit § 229 StGB
(wird Schuld bejaht, § 230 StGB Strafantrag in neuem Prüfungspunkt erwähnen (+))

IV. Ergebnis

Strafbarkeit des C gemäß § 223 Abs. 1 StGB wegen Körperverletzung (+/-)
Wenn man die Strafbarkeit des C nach § 223 Abs. 1 StGB bejaht, ist § 224 Abs. 1 anzusprechen. Man kann auch hier § 223 und § 224 StGB zusammen zu prüfen.
B) Strafbarkeit des C gemäß §§ 223, 224 Abs. 1 Nr. 2 Alt. 2 StGB – Eingriff mit Operationsbesteck
I Tatbestandsmäßigkeit

1. Objektiver Tatbestand

a) Verwirklichung des Grundtatbestandes, § 223 Abs. 1 StGB (+) (s.o.)

b) anderes gefährliches Werkzeug (-)
Def. s.o.
Fraglich ist, ob Operationsbesteck ein gefährliches Werkzeug im Sinne des § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB ist.

- Nicht mehr vom Merkmal der Gefährlichkeit umfasst, sind solche Gegenstände, die zwar abstrakt gefährlich sind, jedoch konkret ungefährlich eingesetzt wurden. So ist das Skalpell in der Hand des Arztes ein ungefährliches Werkzeug (Fischer § 224, Rdn. 9a; BGH NJW 1978, 1206).
- Es kommt auf die praktische Qualifikation des Täters an, welche Maßnahmen er vorgenommen hat, welche Folgen diese hätten nach sich ziehen können (LK-Lilie § 224, Rn. 24).

- Es kommt auf die konkrete Verwendung an. 

(ABER: Vertretbar, dass sich die Lage bei einem fahrlässig falschen Schnitt ändert, dass also das Operationsbesteck als gefährliches Werkzeug angesehen wird, wenn der Arzt bei dem Eingriff fahrlässig einen Fehler begeht. In diesem Fall gefährliches Werkzeug (+)) 
Hier: C ist Arzt und hat das Operationsbesteck eingesetzt um einen Heileingriff – ohne Einwilligung – durchzuführen. Die Instrumente waren nicht konkret gefährlich.
(Auch hier kommt es darauf an, dass die Bearbeiter sich mit den verschiedenen Auffassungen und Argumenten auseinandersetzen; zu welchem Ergebnis sie kommen, ist für die Bewertung nicht relevant. Im Grunde zeigt die Auffassung, die die Werkzeugeigenschaft ablehnt, das Unbehagen, überhaupt eine Körperverletzung anzunehmen. Andererseits ist es systematisch korrekt, §224 Abs. 1 Nr. 2 StGB anzunehmen. Zu beachten ist, dass Cs Vorsatz sich auch auf die Verwendung des gefährlichen Werkzeugs gerichtet haben muss.))
II) Ergebnis: Strafbarkeit des C gemäß §§ 223, 224 Nr. 2, 2. Alt. StGB (+/-)
Wer sich im Prüfungspunkt A) III. 2. – Rechtliche Folgen des Irrtums für die Vorsatztheorie, die Lehre der negativen Tatbestandsmerkmale, für die Unrechtstheorie oder für die eingeschränkte Schuldtheorie entschieden hat, muss anschließend fahrlässige Körperverletzung prüfen. § 230 StGB ist zu beachten.
C) Strafbarkeit des C gemäß § 229 StGB wegen fahrlässiger Körperverletzung (+)

C hat sorgfaltswidrig gehandelt, indem er sich nicht über das Vorliegen einer Einwilligung des O in die Operation informiert hat.
Strafantrag gemäß § 230 StGB gilt als gestellt.
3. Sachverhaltskomplex: Das nächtliche Geschehen
A) Strafbarkeit des A wegen Körperverletzung gem. § 223 Abs. 1 StGB durch den Schlag mit dem Briefkasten auf den Kopf des N
(Auch hier kann, vgl. o. Sachverhaltskomplex 1, die gefährliche Körperverletzung gleich mit geprüft werden.)
I. Tatbestandsmäßigkeit

1. Objektiver Tatbestand
Körperliche Misshandlung (+) mehrere Schläge mit dem metallenen Briefkasten auf den Kopf
Gesundheitsschädigung (+) Beulen
2. Subjektiver Tatbestand
Vorsatz (+)

Def.: s. o.
Problem: Der Vorsatz des O bezog sich nicht auf die Misshandlung des N, sondern des B.
Problem: Error in persona (Irrtum über das Handlungsobjekt)

Der Täter irrt über die Identität des anvisierten und auch tatsächlich getroffenen Objekts, das er für ein anderes hält (Verwechslung) (Kühl, AT § 13 Rn. 21)
Ob der Vorsatz entfällt, richtet sich danach, ob sich die strafrechtliche Bewertung änderte, wenn die Vorstellung des Täters zuträfe (Wessels Beulke/Satzger AT, Rn. 361; Roxin AT I, § 12 C, Rn. 193) – d. h. ist anvisiertes und getroffenes Objekt tatbestandlich gleichwertig dem Objekt, das der Täter treffen wollte, ändert sich die strafrechtliche Bewertung nicht und der Vorsatz bleibt bestehen. Sind die Objekte jedoch nicht gleichwertig (z. B. Sache und Mensch), ist der Irrtum beachtlich und der Vorsatz entfällt.
Hier: Misshandelt hat A den Menschen, der an ihm vorbei gegangen ist, den er als Menschen erkannt, allerdings für B gehalten hat. Er wusste, dass er einen Menschen (eine Person, § 223 StGB) misshandelt, wollte dies auch, hielt diese Person allerdings nicht für N, sondern für B. N und B sind Menschen/Personen, also tatbestandlich gleichwertig i. S. v. § 223 StGB. Die strafrechtliche Bewertung würde sich nicht ändern, wenn A statt N den B misshandelt hätte. Die Verwechselung ist also ein unbeachtlicher Irrtum.
II. Rechtswidrigkeit (+)

III. Schuld (+)
(Auch hier können beide Punkte zusammen abhandelt werden.)
IV. Ergebnis
Strafbarkeit des A gem. § 223 Abs. 1 StGB (+)

(Wer nur § 223 StGB geprüft hat, muss auf den Strafantrag eingehen.)
B) Strafbarkeit des A wegen gefährlicher Körperverletzung gem. § 224 Abs. 1 Nr. 2, 3, 5
I. Tatbestandsmäßigkeit

1. Objektiver Tatbestand

a) Verwirklichung des Grundtatbestandes, § 223 StGB (+)

s. o.
b) Qualifikation, § 224 Abs. 1
Nr. 2: gefährliches Werkzeug: (+)
Def.: Ein gefährliches Werkzeug ist jeder Gegenstand, der nach seiner objektiven Beschaffenheit und der Art seiner Benutzung im Einzelfall geeignet ist, erhebliche Verletzungen hervorrufen zu können (BGH NStZ 2007, 95; BGH NStZ 2002, 88; LK-Lilie, § 224 Rn. 20; vgl. Nachweise bei Fischer, § 224 Rn. 9.). Die potenzielle Gefährlichkeit reicht aus.
Hier: A benutzte einen metallenen Briefkasten, mit dem er mehrmals auf den Kopf des N schlug. Ein derart harter Gegenstand, der als Schlagwerkzeug gegen ein empfindliches Körperteil - den Kopf - gerichtet wird, ist geeignet erhebliche Verletzungen hervorzurufen. A benutzte somit ein gefährliches Werkzeug.
Geschickt ist es auch, mit den Verletzungen zu argumentieren, die B den Hunden zugefügt hat.
Nr. 3: hinterlistiger Überfall: Überfall/planvolles Verdecken (+/-)

Def.: Ein Überfall ist ein Angriff auf den Verletzten, dessen er sich nicht versieht und auf den er sich nicht vorbereiten kann.

Hinterlistig ist der Überfall, wenn sich die Absicht des Täters, dem anderen die Verteidigungsmöglichkeit zu erschweren, äußerlich manifestiert, wenn der Täter also planmäßig seine Verletzungsabsicht verbirgt. (Das bloße Ausnutzen eines Überraschungsmoments genügt nicht) (Fischer, § 224, Rn. 10).
Hier:

- Zwar genügt das bloße Ausnutzen eines Überraschungsmoments nicht aus, um die Variante des hinterlistigen Überfalls zu begründen, wohl aber das Auflauern in einem Hinterhalt unter Ausnutzen der örtlichen Gegebenheiten, der Nachtzeit und der Heimlichkeit des Vorgehens. (BGH, NStZ 2005, 40).

– Es war neblig, in dubio pro reo lässt sich auch vertreten, dass es auf das Auflauern hinter dem Baum nicht ankam, A also auch so nicht bzw. kaum zu sehen gewesen ist.
Nr. 5: mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung  (+/-)

Def.: Eine das Leben gefährdende Behandlung liegt vor, wenn die Art der Behandlung nach den Umständen des Einzelfalls generell geeignet ist, das Leben zu gefährden. Dabei kommt es auf die Gefährlichkeit der Behandlung, nicht auf die der eingetretenen Verletzung an (Fischer, § 224, Rn. 12).
Hier: Es ist vertretbar hier abstrakte Lebensgefahr anzunehmen. Mehrere Schläge mit einem harten und schweren Gegenstand gegen den Kopf können durchaus tödlich wirken, es kann im Einzelfall vom Zufall abhängen welche Stelle am Kopf getroffen wird.

Wird auf die konkrete Lebensgefahr abgestellt (dazu siehe oben), ist § 224 Abs. 1 Nr. 5 abzulehnen, N trug lediglich Beulen davon.

 2. Subjektiver Tatbestand (+)
Vorsatz: 
Wissen und Wollen bezogen auf die Benutzung des metallenen Briefkastens für die Schläge auf den Kopf (Nr. 2) (+), 
das Auflauern hinter dem Baum und die Schläge auf den Vorübergehenden (Nr. 3) (+/-) sowie der Begehung mittels einer das Leben gefährdenden Behandlung (Nr. 5) (+/-)
II. Rechtswidrigkeit (+)
III Schuld (+)
IV. Ergebnis

Strafbarkeit des A gem. § 224 Abs. 1 Nr. 2 (3, 5) 
C. Strafbarkeit des A wegen Körperverletzung gem. § 223 StGB durch den Wurf des Briefkastens auf F (Hier ist es geschickter, nur den Grundtatbestand zu prüfen.)
I. Tatbestand

1. Objektiver Tatbestand

a) Körperliche Misshandlung (+) Treffer mit dem metallenen Briefkasten auf den Kopf

b) Gesundheitsschädigung (+) Beulen
2. Subjektiver Tatbestand

Vorsatz: Def. s.o.
Problem: aberratio ictus (Richtige Schreibweise beachten, es heißt „die“ aberratio)
e. A.: Gleichwertigkeit: Person-Person = Vorsatz (+)
Aufgrund der formellen Gleichwertigkeit des anvisierten und des getroffenen Tatobjekts wird der Täter wegen vorsätzlich vollendeten Delikts bestraft

(Dalemann/Heuchemer JA 2004, 461 ff; Frister 11/57 ff, Noll ZStW 77, 5)
- Wer einen bestimmten Menschen treffen/töten will und infolge der Abirrung einen anderen Menschen trifft hat den objektiven und subjektiven Tatbestand (§ 223/§ 212) erfüllt, weil er ein nach dem Gesetz und seiner eigenen Vorstellung gleichwertiges Subjekt getroffen hat.
- Das Gesetz verlangt keine Konkretisierung der Tätervorstellung über das abstrakte Tatbestandsmerkmal hinaus.
- Der Zweck des Gesetzes ist der gleiche Schutz für alle gleichwertigen Objekte, dies wird nur gewährleistet, wenn eine Abweichung von einem auf das andere Objekt strafrechtlich ohne Bedeutung bleibt.
Contra: Diese Theorie fingiert einen dolus generalis, der dem Schuldprinzip widerspricht.
Hier: A handelte vorsätzlich bezüglich des Wurfs, der die F traf.
a. A.: Fehlgehen, fehlender Vorsatz bezgl. getroffenen Objekts
Die aberratio ictus führt zur Bestrafung wegen Versuchs bezüglich des ursprünglich ins Auge gefassten, und gegebenenfalls fahrlässiger Tat bezüglich des infolge der Abirrung getroffenen Objekts (Baumann/Weber § 21 Rn. 13; Beulke Klausurenkurs I Rn. 169; Fischer § 16 Rn. 6; Jescheck/Weigend § 29 V 6c; Rengier § 15 Rn. 34 f; Roxin I § 12 Rn. 165 ff)
- Die in der Vorsatztat liegende Entscheidung gegen das Rechtsgut zeigt sich nur in dem Erfolg, der Ausdruck der subjektiv gefällten Entscheidung gegen das Rechtsgut in der vom Vorsatz erfassten individualisierten Gestalt ist.
- Aus einem Versuch darf keine Vollendung gemacht werden indem man den Versuch mit dem Erfolg einer Fahrlässigkeitstat komplettiert.
- Die Versuchslösung bringt die Zielverfehlung und die mangelnde Beherrschung der vollendeten Tat treffend zum Ausdruck.
- Nur bei dieser Lösung wird berücksichtigt, dass zwei Rechtsgutsobjekte angegriffen wurden.
Hier: A hat die F nicht vorsätzlich verletzt.
II . Ergebnis: A hat sich nicht wegen einer Körperverletzung gem. § 223 StGB strafbar gemacht.

(Wer den Vorsatz für gegeben hält, prüft weiter (Rechtswidrigkeit und Schuld, sodann § 224 Abs. 1 Nr. 2, 5 StGB [vgl. unten Tatentschluss bei D II 2])

D. Strafbarkeit des A wegen versuchter gefährlicher Körperverletzung gem. § 223 Abs. 1, 2, § 224 Abs. 1 Nr. 2, 5, Abs. 2, § 22 StGB an B
I. Vorprüfung

1. Fehlende Vollendung (+): B blieb unverletzt
2. Strafbarkeit des Versuchs: §§ 223 Abs. 2, 224 Abs. 2, 22 StGB (Auf §§ 23 Abs. 1, 12 Abs. 2 ist nicht hinzuweisen.)
II. Tatentschluss

1. Vorsatz bzgl. Grunddelikt: Misshandlung des B (+)

2. Vorsatz bzgl. Qualifikation:

a) Nr. 2 (+)

b) Nr. 5 (+/-)

III.  Unmittelbares Ansetzen

Def.: Der Täter setzt unmittelbar an, wenn er subjektiv die Schwelle zum „Jetzt geht’s los“ überschreitet und nach seiner Vorstellung das geschützte Rechtsgut in eine konkrete nahe Gefahr bringt (BGH, 28, 263, NStZ 89, 473).
Hier: A hat den Briefkasten bereits nach B geworfen, so dass er schon zur Tatbestandsverwirklichung ansetzte.
IV.  Rechtswidrigkeit (+)

V. Schuld (+)

VI.  Ergebnis: Strafbarkeit gem. § 223 Abs. 1, 2, § 224 Abs. 1 Nr. 2, (5), Abs. 2, § 22 
StGB
E. Strafbarkeit des A wegen fahrlässiger Körperverletzung gem. § 229 StGB durch den Wurf des Briefkastens auf F (+)

I. Tatbestand
1. Erfolgseintritt (+) 
Hier: F erlitt Beulen am Kopf.
2. Kausale Handlung (+) 

A warf einen Briefkasten in Richtung der Haustür des B, dieser traf die F am Kopf.
3. Objektive Sorgfaltspflichtverletzung:  

= Außerachtlassen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt aus ex-ante-Sicht eines 

besonnenen und gewissenhaften Menschen in der konkreten Lage. 
Hier: A warf einen Briefkasten in die Richtung einer sich öffnenden Türe. Er achtete nicht darauf, dass er mit dem Wurf auch ein anderes als das gewünschte Ziel treffen konnte. Er ließ somit die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht. (Unbeachtlich ist, dass er B treffen wollte; auch wenn es nur ein Zielwerfen auf ein unbelebtes Objekt gewesen wäre, hätte er darauf achten müssen, niemanden zu verletzen.)
4. Objektive Vorhersehbarkeit und Vermeidbarkeit des Erfolgseintritts  

Erfolg und Kausalverlauf müssen für einen Durchschnittmenschen des jeweiligen 

Verkehrskreises vorhersehbar und vermeidbar gewesen sein. (Fischer, § 15, Rn. 12).

Hier: Es war für A vorhersehbar, dass sein Wurf Verletzungen anrichten konnte, da er die Anwesenheit anderer Personen nicht ausgeschlossen hatte.

5. Pflichtwidrigkeitszusammenhang (objektive Zurechnung des Erfolges)
Der Erfolg muss gerade auf dem Pflichtverstoß beruhen. Dies richtet sich insbesondere nach dem Schutzzweck der Norm § 229 StGB will gerade die körperliche Integrität von Personen schützen. Der Erfolgseintritt beruht vorliegend unmittelbar auf dem Wurf des A.
II. Rechtswidrigkeit

A handelte rechtswidrig.

III. Schuld

A handelte schuldhaft. A war in der Lage die Folgen seiner Tat abzusehen, es liegt somit auch subjektive Vorwerfbarkeit vor.
IV. Ergebnis: § 229 (+). Der nach § 230 I erforderliche Strafantrag ist gestellt.  
4. Konkurrenzen und Gesamtergebnis
I. Sachverhaltskomplex 1:
A hat sich wegen (gefährlicher) Körperverletzung gem. § 223, (224 Abs. 1, Nr. 2, [5]) StGB strafbar gemacht.

B hat sich nicht strafbar gemacht.
II. Sachverhaltskomplex 2:
C hat sich wegen (gefährlicher) Körperverletzung gem. § 223, (§ 224 Abs. 1 Nr. 2, Alt. 2) StGB strafbar gemacht, oder:
C hat sich wegen fahrlässiger Körperverletzung gem. § 229 StGB strafbar gemacht, oder:
C hat sich nicht strafbar gemacht.
III. Sachverhaltskomplex 3:
A hat sich wegen gefährlicher Körperverletzung zum Nachteil des N strafbar gemacht.
Durch eine weitere Handlung hat er sich wegen gefährlicher Körperverletzung zum Nachteil der F strafbar gemacht (+/-), §§ 223, 224 Abs. 1 Nr. 2, (3, 5); § 223, 224 Abs. 1, Nr. 2 (+/-), 53 StGB, oder
A hat sich wegen versuchter gefährlicher Körperverletzung zum Nachteil des B gem. §§ 223 Abs. 1, Abs. 2, 224 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2, 22 StGB strafbar gemacht und in Tateinheit dazu hat
A sich wegen fahrlässiger Körperverletzung zum Nachteil der F gem. § 229 StGB strafbar gemacht, §§ 223 Abs. 1, Abs. 2, 224 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2, 22, 229, 52 StGB.
IV. Gesamtergebnis:

A hat sich wegen (gefährlicher) Körperverletzung zum Nachteil des B und, in Tatmehrheit dazu, § 53 StGB, wegen gefährlicher Körperverletzung zum Nachteil des N und

- durch eine weitere selbstständige Handlung, also ebenfalls in Tatmehrheit, § 53 StGB, wegen gefährlicher Körperverletzung zum Nachteil der F (+/-) strafbar gemacht, oder
- durch eine weitere selbstständige Handlung, § 53 StGB, wegen versuchter gefährlicher Körperverletzung zum Nachteil des B gem. §§ 223 Abs. 1, Abs. 2, 224 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2, 22 StGB und in Tateinheit dazu, § 52 StGB, wegen fahrlässiger Körperverletzung zum Nachteil der F gem. § 229 StGB strafbar gemacht, §§ 223 Abs. 1, Abs. 2, 224 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2, 22, 229, 52 StGB.

C (siehe II.)
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